
 
 
 

 

 

Streikbruchprämie als zulässiges Kampfmittel 

Nach dem Bundesarbeitsgericht (14.08.2018 – 1 AZR 287/17) ist ein bestreikter Arbeitgeber grundsätz-

lich berechtigt, zum Streik aufgerufene Arbeitnehmer durch Zusage einer Prämie von einer Streikbeteili-

gung abzuhalten. 
 

 
Sachverhalt  
 
Der Kläger war bei dem beklagten Einzelhan-
delsunternehmen als Verkäufer vollzeitbeschäf-
tigt. In den Jahren 2015 und 2016 wurde der Be-
trieb, in dem er eingesetzt ist, an mehreren Ta-
gen bestreikt. Dazu hatte die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di mit dem Ziel aufgeru-
fen, einen Tarifvertrag zur Anerkennung regiona-
ler Einzelhandelstarifverträge zu schließen. Vor 
Streikbeginn versprach der Arbeitgeber in einem 
betrieblichen Aushang allen Arbeitnehmern, die 
sich nicht am Streik beteiligen und ihrer regulä-
ren Tätigkeit nachgehen, die Zahlung einer 
Streikbruchprämie. Diese war zunächst pro 
Streiktag in Höhe von 200,00 Euro brutto (bei ei-
ner Teilzeitbeschäftigung entsprechend anteilig) 
und in einem zweiten betrieblichen Aushang in 
Höhe von 100,00 Euro brutto zugesagt.  
 
Der Kläger folgte dem gewerkschaftlichen Streik-
aufruf und legte an mehreren Tagen die Arbeit 
nieder. Mit seiner Klage hat er die Zahlung von 
Prämien - insgesamt 1.200,00 Euro brutto - ver-
langt und sich hierfür vor allem auf den arbeits-
rechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz ge-
stützt. Die Vorinstanzen haben die Klage abge-
wiesen. Schließlich ging der Kläger in Revision. 
 
Entscheidung 
 
Die Revision hatte keinen Erfolg. Laut BAG liegt 
in der Zusage der Prämienzahlung an alle ar-
beitswilligen Arbeitnehmer durch den Arbeitge-
ber zwar eine Ungleichbehandlung der streiken-
den und der nicht streikenden Beschäftigten. 
Diese sei aber aus arbeitskampfrechtlichen 
Gründen gerechtfertigt. Der Arbeitgeber habe mit 
der freiwilligen Sonderleistung betrieblichen Ab-
laufstörungen begegnen und damit dem Streik-
druck entgegenwirken wollen. Vor dem Hinter-
grund der für beide soziale Gegenspieler gelten-
den Kampfmittelfreiheit handele es sich um eine 
grundsätzlich zulässige Maßnahme des Arbeit-
gebers. Für diese gelte das Verhältnismäßig-
keitsprinzip. Danach sei die ausgelobte Streik-
bruchprämie - auch soweit sie den Tagesver-
dienst Streikender um ein Mehrfaches überstieg 
- nicht unangemessen gewesen. 
 
 

Hintergrund 
 
Die Streikbruchprämie ist eine aktive Maßnahme 
zur Streikabwehr. Sie zielt darauf, den Betrieb 
aufrecht zu erhalten und den Streikaufruf der Ge-
werkschaft zu konterkarieren. Der Arbeitgeber 
bietet hierbei allen Arbeitnehmern – egal, ob ge-
werkschaftlich organisiert oder nicht – während 
des Streiks eine Sondervergütung dafür an, sich 
nicht am Streik zu beteiligen.  
 

Zwar war auch vor dem aktuellen Urteil die 
Streikbruchprämie bereits in der Rechtspre-
chung als zulässig anerkannt, es herrschte je-
doch Ungewissheit über die Höhe einer Streik-
bruchprämie aufgrund des zwingend zu beach-
tenden Verhältnismäßigkeitsprinzips. Das BAG 
hat jedoch nunmehr festgestellt, dass eine 
Streikbruchprämie, auch soweit sie den Tages-
verdienst Streikender um ein Mehrfaches über-
steigt, nicht unangemessen ist. 
 
Ausblick 
 
Durch das aktuelle Urteil des BAG wurden die 
Grundsätze zur Streikbruchprämie weiter kon-
kretisiert, so dass sie je nach Situation ein attrak-
tives Arbeitskampfmittel des Arbeitgebers dar-
stellen kann. Nicht außer Acht zu lassen ist, dass 
die Streikbruchprämie während des Arbeits-
kampfes in Bezug auf den Betriebs- bzw. Perso-
nalrat mitbestimmungsfrei ist und damit nicht der 
zwingenden Mitbestimmung gemäß § 87 Ab-
satz 1 Nr. 10/11 BetrVG oder den entsprechen-
den Regelungen der Personalvertretungsge-
setze unterliegt. Nach der Rechtsprechung des 
BAG sind die Beteiligungsrechte des Betriebs- 
bzw. Personalrates nicht mit dem für die Funkti-
onsfähigkeit der Tarifautonomie maßgeblichen 
Prinzip der Kampfparität vereinbar. 
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